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lOe Beiblatt 22~Februar 1951. 

231/J 

der Abg. E 1 s e r und Genossen 

an den Bundesminister für soziale Vcrvva.ltung1 

betreffend die Ve:I'\veigerung der Arbeitslosenunterstützung für volksdeutsche 

Arbe.iter. 

, 
- Das Arbeitsamt für die Arbeiter der Beklcidungs-, Leder- und Textil-

branche in ~ien V •• Amtshausgassq 5, hat das Ansuchon dor volksdeutschen 

Schneiderin Frau SUSallne Fischcr J Wien III ~, Traungasse 2/8 ,um Auszahlung 

der ihr zustehenden .Arbeitslosenunterstützung, - laut ~escheid G"Nr,,]3e 22.565 

abgelehnt 0 In der Begründung des Bescheides wird angeführt, dass Frau 

Susanne Fischer deshalb koine Arbeitslosenunterstützung bekommen könne, woil 

sie die österreichische Staatsbürgerschaft nil1htbesitzo, keine Aufenthalts~ 

bewilligung habe und (laber der Arbeit(ivermittlung nicht zur Verfügung stehe. 
. . . 

Dieser Bescheid steht in ,offenkundigem Widerspruch zu dem in" Geltung 

stehendenArbeitslese~versichorungsgesetz,uelches den Anspruch auf dio 

Arbei tslosenun.torstützung nicht von der östcrreichischon StaatszugehörigkcH 

abhärigig macht ll Eine Eirischränkung des Kreises der AnepYi'l!chsbere~htigtcn 

aufösterreichische 'Staatsbürger bestand bis vor kurzem nur für die Not~ 

standshilfe , die aber bekanntlich auf Gr .. md eines erst kürzlich gefassten 

Gosetz{.).ebeschlusscs nunmehr auch den volksdeutschen- Arbeitern - zu denen 

Frau Susanne Fischer gehört - gouährt 't"l~rden 'Uird .. 

Unrichtig ist os auch, dass Frau Fi~cher der Arboitsvarmi ttlung nicht z .. ~r 

Verfügung stehe, woil sie keine Aufenthaltsgenehmigung habe. Ihre. ~ufont­

haltsbeuilligung uurdezwar du.rch oine reaktionäro und arbeiterfeindliche 

Verfügung des Inne~inisteriums - uelche den Gegenstand oinerAnfra~e der 

- Abgeordneten H 0 n n e~r und Gc;mossen an den Bundes minister für Inneres 

bildete - nlit dom15~April 1951 befristet, ist aber. jedenfalls gegcnVlärti{~ 

noch durchaus in Kraft. Aber sclbst17enndiose Aufenthaltsbeuilligung 

schon abgelaufen uäre, könnte die Arbeitslosenunterstützung mit dieser Be-

. gründung nicht ver'VJeigcrt werden, da sio eine Versicherü.ngsleistung dar-.· 

stellt und von einer solchen Bewilligr.lng nicht abhängig gemacht norden -~a1"~! ... 

Die volksdoutscheArboi terin Susanno Fischer entspricht lillon Anfer­

dorungen~ 'Wolche für den Bezug der Arbei tsio'senunterstützung von Gesetzes 

negen erhoben 'Wcrden~ 
./ . 

231/J VI. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



8eiblatt zur Parlamentskorrospondonz. 

Frau SttBann~ Fischer ist aber eine von jenon volksdeutschen Arbe!t~ 

und Arbeiterinnen, denen vor kurzer Zeit durch einen Bescheid des Innen­
ministeriums ab 15.April die Aui'enthalt,sbewIllie;ung für östorxEdoh ait dO%' 

Bee:riindung entzogen ~rdct sio hätte im Kampf' gegen den 4.Lohn- und Preis­
paktm!t den streikendenörlerroichischon Arbeitern Solidarität bekundet. 

Es dräntrt sioh daher die Vermutungau:f', dass die ernähnte Verweigerung 

de:t.lrboitsloaenuntoratützung kein zufälliger MIsseriff des Arbei tsa.mtos 

Wien ist, sendern ein Versuch, in Ergänzung der reaktionären Massnahmon 

dos.I1mOJ1lllinister1ums jene volksdeutschen Arbeitor, wolche sieh weigern, 

deutUIt ihre Rechte kämpfenden österroi~hi6chon Arbeitern a.ls Streikbrecher 

in don Rück~n zu fallen, tlinzuschüchtern., indem man sie dar Existo-nzgrundlago 

beraubt. 

Die gefortigtonAbgeordneten richten daher an den Herrn Bundes­

minister füxsoziale V~rwal tlillg die folgEmde 

An, i.~_~. g c , 

Ist der Horr Bundesminister boreit t den gosot~widrigan Beschaid 

des Arbeitsamtes Wien in Angelegenheit der volksdout sehen Arbeiterin 

Susazuse Fisch.cr sofort ritckgängig zu machen uhd dio Auszahlung der ~boits ... 

1oscnuDtcrstüt~zu veranlassen? 
Ist der Herr· Bundesm;nister bereit, Vorsorge zu trotZen. dass 

aie OrGane der Arboitsvormittlungsstellen sich in Hinkunft niCht mohr 
zu Jlütteldienstea gegen Arbeiter m:bsbranchen lassen, die yon ihrom 

verfassungBmässiggaranticrton Stroik- und. Koal i _-f;·t,.,nsrcc111 Geb~uch1llachen'? 

-.-.-.-
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